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Problemaufriss:

Im demokratischen Rechtsstaat bedürfen sowohl die Staatseinnahmen als auch die 

Staatsausgaben der Legitimation, die auf das Staatsvolk zurückzuführen sein muss. 

Sachlich-inhaltlich geschieht dies für die Staatseinnahmen vor allem durch die Steu-

ergesetze, bzgl. der Staatsausgaben durch das jährliche Haushaltsgesetz, das den 

Haushaltsplan feststellt. Haushaltsgesetz und Haushaltsplan haben die ihnen kon-

zeptionell zugedachte Steuerungsfunktion indes zu einem großen Teil eingebüßt.

Denn sie werden in vielfacher Hinsicht durch spezielle Leistungsgesetze überlagert. 

Eine Konsequenz daraus ist eine spürbare Fehlallokation der Finanzmittel in den 

Haushalten von Bund und Ländern, was in den vergangenen Jahrzehnten unter an-

derem zu einer enormen Steigerung der Neuverschuldung führte.
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